MBI empfehlen, Widerspruch gegen die

Abwassergebühren-Erhöhung 2007 einzulegen
(Muster-Widerspruch auf Seite 2 bzw. 3 unten)
Eine große Anzahl Mülheimer Bürger hatte bereits im Sommer 2005 Widerspruch gegen die 15,5%ige Erhöhung der Schmutzwassergebühr eingelegt. Bei den Ablehnungsbescheiden konnte die Stadt trotz beigefügten Auszügen aus Wirtschaftsplänen, Ratsvorlagen etc. nicht nachvollziehbar nachweisen, warum eine Gebührenerhöhung in der drastischen Höhe gerechtfertigt sein sollten. Mit den Gebührenbescheiden vom Januar 2006 wurde die Erhöhung von Juli 2005 ohne Begründung einfach weiter fortgeschrieben.
Die Gebührenerhöhung zum Juli 2005 hatte sich aber vor Gericht bereits deshalb als unrechtmäßig erwiesen, weil eine Nachveranlagung mitten im Jahr grundsätzlich unzulässig ist. Die Stadt Mülheim zahlte aber nur den Klägern die unrechtmäßig kassierten Gelder zurück. Außerdem beabsichtigte sie, auch zum Juli 2006 eine weitere Abwassergebührenerhöhung durchzuführen. Nachdem aber im letzten Frühjahr weit über 600 Widersprüche eingingen und immerhin 75 Klagen beim Verwaltungsgericht eingereicht wurden, nahm „die Stadt“ klammheimlich davon wieder Abstand.

Da die Stadt Mülheim sich nicht bereit erklären wollte, von vorneherein ein Musterverfahren zu akzeptieren – ein entsprechender MBI-Antrag wurde im Rat der Stadt sogar mit faulen und satzungswidrigen  Verfahrentricks von den großen Parteien von der Tagesordnung gestimmt – ist bei Gericht ein ziemliches Durcheinander entstanden, was u.a. auch die lange Zeitverzögerung mit bedingte. Die Gerichtsverfahren laufen also noch. Am 14. Februar 2007 findet ein Erörterungstermin beim Verwaltungsgericht Düsseldorf statt. Wann genau eine Entscheidung oder ein Beschluss auf dieser ersten Gerichtsebene gefällt wird, ist aber noch unklar.
Jede/r Mülheimer Gebührenzahler/in, die/der gegen die neuerliche Erhöhung der Abwassergebühren vorgehen will, sollte auch deshalb jetzt Widerspruch einlegen beim
Amt für Umweltschutz der Stadt Mülheim

Abt. Gebühren

Heinrich-Melzer-Straße 1

45468 Mülheim an der Ruhr

Der Widerspruch muss spätestens bis zum 16. 2. 2007 dort eingegangen sein.

Ein Vorschlag für einen Muster-Widerspruch mit Begründung kann sich jede/r als Musterbrief in der MBI-Geschäftsstelle abholen oder sich diesen als Word-Datei herunterladen über die MBI – Internetseite www.mbi-mh.de bzw. direkt unter
www.mbi-mh.de/Widerspruch_Abwassergebuehren.doc 
MBI – Fraktionsgeschäftsstelle

Kohlenkamp 1     45468 Mülheim an der Ruhr

Tel. 0208-38 99 810   FAX: 0208-38 99 811  
mail: mbi@mbi-mh.de Internet: www.mbi-mh.de
Öffnungszeiten: werktags von 10 bis 18 Uhr
Im folgenden und im Internet bieten die MBI zwei Varianten als Musterbriefe an, die in der Word-Datei auf 2 verschiedenen Seiten zu bearbeiten sind:
1. Eine Kurzversion mit Verweis auf den Widerspruch vor 1 Jahr

2. Eine ausführlichere Version für diejenigen, die im letzten Jahr keinen Widerspruch einlegten

Absender:  …….

Mülheim an der Ruhr, den .…

Amt für Umweltschutz der Stadt Mülheim

Abwassergebührenbescheid vom 15.01. 2007, eingegangen am …….

Kunden – Nr.  ……

Widerspruch gegen Abwassergebührenbescheid 2007 und Gebührenerhöhung 

Sehr geehrte Damen und Herrn,

hiermit lege ich Widerspruch ein gegen den Abwassergebührenbescheid vom 15. Januar 2007 und gegen die erhöhten Abwassergebühren 

Begründung
Mit Bescheid vom  15. Januar 2007 erhöhen Sie die Gebühren pro Kubikmeter Schmutzwasser erneut 0,13 Euro pro m3. Das ist  im Vergleich zum Bescheid von Januar 2005 eine Erhöhung um ca. 23% und bezogen auf den Bescheid von Januar 2006 6,7%. 
Die Niederschlagswassergebühr, die von 2005 auf 2006 konstant geblieben war, erhöhen Sie um 0,04 Euro, d.h. um ca. 4,5%.
Eine Begründung für diese erneute Gebührenerhöhungen fehlt im Bescheid vollständig. Es wird sogar nicht einmal darauf hingewiesen, dass überhaupt erhöht wurde.

Auch deshalb sind die Gebührenerhöhungen für mich unbegründet und nicht nachvollziehbar. 

Sollten zumindest Teile durch die Mehrwertsteuererhöhung zum 1. Januar begründet sein, so verweise ich darauf, dass diese dann z.T. nur wegen der Privatisierung aufgetreten sind. Ich fordere Sie für den Fall auf, mir genau offen zu legen, welche mehrwertsteuerbedingten Mehrkosten rein privatisierungsbedingt sind und welche nicht.

Im Übrigen verweise ich auf auf mein Widerspruchsschreiben vom …….2006 gegen die Abwassergebühren 2006. Alle von mir darin aufgeführten Unklarheiten und Bedenken gegen die letzjährige Gebührenerhöhung bestehen weiter, da sie in Ihrem ablehnenden Widerspruchsbescheid nicht ausgeräumt werden konnten.
Ich behalte mir aus all den Gründen heraus vor, die Höhe der Gebühren gerichtlich prüfen zu lassen, falls Sie mir keine nachvollziehbare Kalkulation vorlegen, in der o.g. Unklarheiten und Zweifel eindeutig ausgeräumt werden.
Mit freundlichen Grüßen   

(Unterschrift)
Absender:  …….

Mülheim an der Ruhr, den .…

Amt für Umweltschutz der Stadt Mülheim

Abwassergebührenbescheid vom 15.01. 2007, eingegangen am …….

Kunden – Nr.  ……

Widerspruch gegen Abwassergebührenbescheid 2007 und Gebührenerhöhung 

Sehr geehrte Damen und Herrn,

hiermit lege ich Widerspruch ein gegen den Abwassergebührenbescheid vom 15. Januar 2007 und gegen die erhöhten Abwassergebühren 

Begründung
Mit Bescheid vom  15. Januar 2007 erhöhen Sie die Gebühren pro m3 Schmutzwasser erneut um 0,13 Euro pro m3. Das ist  im Vergleich zum Bescheid von Januar 2005 eine Erhöhung um ca. 23% und bezogen auf den Bescheid von Januar 2006 6,7%. 

Die Schmutzwassergebühr, die von 2005 auf 2006 konstant geblieben war, erhöhen Sie um 
0,04 Euro pro m2 versiegelter Fläche, d.h. um ca. 4,5%.

Eine Begründung für diese erneute Gebührenerhöhungen fehlt im Bescheid vollständig. Es wird sogar nicht einmal darauf hingewiesen, dass überhaupt erhöht wurde.

Auch deshalb sind die Gebührenerhöhungen für mich unbegründet und nicht nachvollziehbar. 

Sollten zumindest Teile durch die Mehrwertsteuererhöhung zum 1. Januar begründet sein, so verweise ich darauf, dass diese dann z.T. nur wegen der Privatisierung aufgetreten sind. Ich fordere Sie für den Fall auf, mir genau offen zu legen, welche mehrwertsteuerbedingten Mehrkosten rein privatisierungsbedingt sind und welche nicht.

Wie der öffentlichen Diskussion in 2005 und 2006 zu entnehmen war, begründete sich die letzte  Gebührensteigerung im Wesentlichen daraus, dass die zu entsorgende Gesamtabwassermenge, auf die die Kosten zu verteilen sind, um 5% abgenommen hat. Da der Gesamtgebührenbedarf aber nahezu unverändert geblieben war, sind 15% Erhöhung rechnerisch dann nicht nachvollziehbar. 

Auch gestiegene Abgaben an den Abwasserverband um angeblich knapp 17% erklärten den Anstieg in dieser Höhe nicht, da Verbandsbeiträge nur ca. 36% der Gebührenhöhe bestimmen. Zudem mussten Sie die kalkulatorischen  Kosten (ca. 37% Anteil an der Gebührenhöhe) nach dem OVG-Urteil vom 13.4.05 um 2% senken. Ob dabei die vorgenommene Senkung des kalkulatorischen Nominalmischzinssatzes auf 7% im Sinne des OVG-Urteils ausreicht, ist ungewiss, hat doch der vom OVG errechnete langfristige Durchschnittszinssatz bereits in 2002 nur noch bei 7% gelegen.

Zweifel bestehen auch, ob insgesamt nicht eine z.T. privatisierungsbedingte Gebührenerhöhung vorlag und vorliegt. Bekanntlich hat die SEM als 75%ige MEDL-Tochter zum 1. Jan. 2005 die Abwasserentsorgung übernommen. 

Das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen hob mit Urteil vom 1. Dez. 2005 die Abwassergebühren-bescheide der Stadt Essen für 2003 und 2004 auf. (Az. 13 K 2039/04 und 13 K 2040/04). Bei dem Verkauf der Entwässerungskanäle hatte die Stadt Essen einen Gewinn von rund 430 Millionen erzielt. Dieser Gewinn hätte in die Gebührenkalkulation einfließen und dem Gebührenzahler gutgeschrieben werden müssen. Entsprechend müssten die 5,1 Mio. Euro, die die medl für die Teilprivatisierung des Abwasserbetriebes gezahlt hat, den Gebühren gutgeschrieben werden.

Die Überschüsse in Millionenhöhe (ca. 2,7 Mio €), die der damalige Eigenbetrieb Abwasser in 2002 erwirtschaftete, sind ferner nicht nachgewiesen als Gebührensenkung an die Kunden weitergegeben worden. Genauso wenig ist erkennbar, wohin diese Überschüsse geflossen sind. 

Ich behalte mir aus all den Gründen heraus vor, die Gebühren gerichtlich prüfen zu lassen, falls Sie mir keine nachvollziehbare Kalkulation vorlegen, in der o.g. Zweifel eindeutig ausgeräumt werden.
Mit freundlichen Grüßen  












